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ABSTIMMUNG

Prämienentlastung: Bund malt  
 im Abstimmungsbüchlein schwarz

Eine SP-Initiative verlangt, dass niemand für 
die Krankenkasse mehr als 10 Prozent des 
verfügbaren Einkommens bezahlen muss. 
Darüber wird am 9. Juni abgestimmt. Der Bund 
schätzt die Kosten unrealistisch hoch ein. 

Schweizer Haushalte 
bezahlen dieses Jahr 
im Durchschnitt 8,7 

Prozent mehr für ihre Kran-
kenversicherung als letz-
tes Jahr. In den vergange-
nen 25 Jahren haben sich 
die Prämien für die Grund-
versicherung mehr als ver-
doppelt.

Am 9. Juni kommt die 
Prämien- Entlastungs-Ini-
tiative der SP und der  Ge- 
werkschaften zur Abstim-
mung: Sagen Stimmberech-
tigte und Kantone Ja, muss 
in Zukunft niemand mehr 
als 10 Prozent des verfüg-
baren Einkommens für die 
Grundversicherung bezah-
len. Alles, was darüber liegt, 
übernehmen Bund und 
Kantone.

Bund rechnet mit 
überhöhten Kosten

Nicht definiert ist im Initia-
tivtext, was die Initianten 
unter dem Begriff «verfüg-
bares Einkommen» eines 
Haushalts verstehen. Und 
von welcher Franchise die 
Berechnung ausgeht. Denn 
je höher die Franchise,  des- 
to tiefer die Ausgaben für 
Prämien – und desto weni-
ger überschreiten sie 10 
Prozent des verfügbaren 
Einkommens. 

Wenn der Text einer Ini-
tiative unklar ist, entschei-
det das Parlament über die 

konkrete Ausgestaltung mit 
einem Bundesgesetz. 

Der Bundesrat und die 
Mehrheit des Parlaments 
empfehlen, die Initiative 
abzulehnen. Ihr Hauptar-
gument: Sie sei zu teuer. 
Das Bundesamt für Gesund-
heit schätzt, dass die Initia-
tive im Jahr 2020 Mehrkos-
ten für Bund und Kantone 
von 4,5 Milliarden Franken 
verursacht hätte, wenn sie 
schon damals in Kraft ge-
wesen wäre. Für das Jahr 
2030 prognostiziert das 
Amt jährliche Mehrkosten 
für die Prämienverbilligung 
von 7 bis 11,7 Milliarden 
Franken. Diese Zahlen ste-
hen im Abstimmungsbüch-
lein, das in den nächsten 
Wochen an alle Haushalte 
verteilt wird. 

Die Zahlen des Bundes-
amts basieren auf Schät-
zungen. Es geht davon aus, 
dass die Haushalte, die von 
der Initiative profitieren 

würden, eine Krankenver-
sicherung mit der Minimal-
franchise von 300 Franken 
abgeschlossen haben. Lan-
desweit wählen aktuell je-
doch nur 15 Prozent aller 
Versicherten eine Minimal-
franchise. 

In seinen Prognosen geht 
das Bundesamt ferner da-
von aus, dass alle Versi-

cherten, die bei Annahme 
der Initiative Anspruch auf 
eine Prämienverbilligung 
hätten, diese auch geltend 
machen würden. Das ist  
bisher bei Prämienverbilli-
gungen nicht der Fall: Eine 
Studie der Berner Fach-
hochschule zeigt am Bei-
spiel des Kantons Basel- 
Stadt, dass jede fünfte be-

zugsberechtigte Person 
 wegen der administrativen 
Hürden darauf verzichtet. 

Der K-Tipp hat diese Er-
gebnisse vor zwei Jahren 
auf die Schweiz hochge-
rechnet: Jahr für Jahr neh-
men mindestens 200 000 
Personen ihre Ansprüche 
nicht wahr. Bund und Kan-
tone sparen dadurch jähr-

Das will die Krankenkassen-Initiative der SP

 ■ Krankenkassenprämien 
dürfen nicht mehr als  
10 Prozent des verfüg
baren Einkommens be
tragen – den Rest zahlen 
Bund und Kantone.

 ■ Der Bund übernimmt 
die Kosten zu zwei Drit

teln, den Rest zahlen die 
Kantone. 

 ■ Bundesrat und Parla
ment haben einen indi
rekten Gegenvorschlag 
verfasst. Er würde die 
Kantone dazu verpflich
ten, ihre Beiträge zur Ver

billigung der Prämien an 
die  Erhöhung der Krank
heitskosten anzupassen. 
Laut Schätzungen des 
Bundesamts für Gesund
heit würde das den Kan
tonen zunächst Mehraus
gaben von 365 Millionen 

Franken pro Jahr besche
ren. Diese könnten bis 
2030 auf bis zu 1 Mil liarde 
steigen. Der Gegenvor
schlag tritt in Kraft, falls 
die Initiative abgelehnt 
wird und niemand das Re
ferendum ergreift.

Bundeshaus, 23. Januar 2020: Nationalrätin Barbara Gysin bei der Einreichung der Prämi    en-Entlastungs-Initiative
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lich rund 400 Millionen 
Franken Prämienverbilli-
gungen (K-Tipp 2/2022).

Gemäss Abstimmungs-
büchlein könnten die stei-
genden Krankheitskosten 
dazu führen, dass nach 
der Annahme der Initia-
tive ab 2030 jährlich bis 
zu 11 Milliarden Franken 
mehr für Prämienverbil-

ligungen nötig wären. Das 
Bundesamt geht nämlich 
davon aus, dass die Prä-
mien jedes Jahr zwischen 
2,5 und 3,5 Prozent stei-
gen werden – und dass 
sich die Einkommen nicht 
in demselben Mass er-
höhen. Deshalb würden 
immer mehr Versicherte 
einen Anspruch auf Prä-
mienverbilligung haben. 

Im Klartext heisst das 
auch: Bei einem Nein zur 
Initia tive würden die 11 
Milliarden für Prämien-
verbilligungen von den 
Versicherten bezahlt. Die-
se Mehrkosten entstehen 
nämlich durch die steigen-
den Krankheitskosten. 

Entlastende Effekte 
vom Bund ignoriert

Kein Thema im Abstim-
mungsbüchlein sind all-
fällige entlastende Effek-
te der Initiative für die 
Bundeskasse. Laut Stän-
derat Pierre-Yves Maillard 
(SP) würden bei einer Er-
höhung der Prämienzu-
schüsse an Haushalte mit 
tiefen Einkommen Ein-
sparungen bei der Sozial-

hilfe möglich. Maillard: 
«Mit der Beschränkung 
der Prämien auf 10 Pro-
zent des Einkommens 
 unterstützen wir auch 
Haushalte, die sonst an-
dere Sozialleistungen be-
antragen müssten.»

Fazit: Die Berechnun-
gen des Bundesamtes be-
ruhen auf Schätzungen, 
die von einem für die Bun-
deskasse sehr ungünsti-
gen Szenario ausgehen. 
Dabei sind in der Schweiz 
durchaus Erfahrungszah-
len vorhanden. 

Der Kanton Waadt be-
schränkte nämlich vor 
sechs Jahren die Kran-
kenkassenprämien auf 
maximal 10 Prozent des 
steuerbaren Einkommens 
der Haushalte. Diese Re-
gelung kostete die kan to-
nalen Steuerzahler 2019, 
im Jahr der  Einführung, 
81 Millionen Franken. Im 
vergangenen Jahr waren 
es 122 Millionen Franken. 

Für den Kanton Waadt 
war diese Zunahme ohne 
Steuererhöhungen trag-
bar. Mehr noch: Ab 2024 
sinkt die Einkommens-
steuer sogar um 3,5 Pro-
zent. Und zwar, obwohl in 
diesem Kanton die Kran-
kenkassenprämien im 
Vergleich zu den meisten 
Deutschschweizer Kanto-
nen deutlich höher sind. 
Die durchschnittliche Prä-
mie beträgt im Kanton 
Waadt 482 Franken pro 
Monat. In der Deutsch-
schweiz liegt lediglich 
Basel- Stadt mit 523 Fran-
ken höher.

 Jocelyn Daloz

Migros

Wischer «Twist»: Neue 
Putztücher sind zu klein
Zum Reinigungssystem «Twist» der Migros 
gehören ein Plastikbesen und Putztücher, die 
nach jedem Wischen ausgewechselt werden. 
Die Migros verkauft zum Staubwischen die 
Tücher «Twist Dry XL», laut Werbung «mit 
 extra grosser Wischfläche». Eine KTipp 
Leserin aus Neuenburg stellte fest, dass die 
Migros das XLFormat verkleinert hat. Statt 
25 x 45 Zentimeter messen die Tücher jetzt 
nur noch 21 x 40 Zentimeter. Folge: Sie lassen 
sich nicht mehr auf den Wischer spannen.

Im MigrosKundenforum ärgern sich darü
ber zahlreiche Kunden. Der Kundendienst be
gründet dort die Änderung mit gestiegenen 
Kosten. Der Migros sei bewusst, dass deswe
gen der «Neuerwerb» eines Wischers nötig 
sei. Allerdings sei die Umstellung ökologisch, 
denn es werde weniger Material eingesetzt.

Tipp: MigrosKunden können ihren bisheri
gen «Twist»Besen weiter benutzen – mit Tü
chern von Coop. Diese sind gleich gross wie 
die Tücher, welche die Migros ausmusterte. 
25 Stück der «Qualité & Prix Flup System Bo
denreinigungstücher dry» kosten Fr. 5.95.  (rm)

Post

Kunden können Abholfristen 
für Pakete verlängern
Wer ein Paket wegen Abwesenheit nicht ent
gegennehmen kann, findet im Briefkasten 
eine Abholungseinladung. Der Pöstler ver
merkt darauf, bei welcher Poststelle und bis 
wann der Empfänger die Sendung abholen 
kann. Nach Ablauf dieser Frist schickt die 
Post das Paket an den Absender zurück.

Gut zu wissen: Die Abholfrist für Pakete 
lässt sich auf Post.ch im Internet verlängern. 
Dazu gibt man den auf der Abholungseinla
dung aufgedruckten Code ein: Post.ch ! Post 
empfangen ! Abholungseinladung ! Abholen 
oder Frist verlängern. Dafür ist kein PostIn
ternetkonto nötig. Wer ein solches hat, kann 
die  Frist auch mit der Sendungsnummer ver
längern, die in der  Paketverfolgung im Inter
net ersichtlich ist. Empfänger können ein Pa
ket aus der Schweiz mit einer Verlängerung 
maximal 21 Tage nach versuchter Zustellung 
abholen. Bei Auslandpaketen lässt sich die 
Frist von 15 auf 29 Tage verlängern. (rm)

KURZ UND BÜNDIG
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